
 

ger-Briefes wird sich der  
BürgerKonvent daher in den 
kommenden Wochen und 
Monaten verstärkt dem The-
ma Staatsfinanzen widmen 
und in Politik und Gesell-
schaft für schmerzhafte, 
aber dringend notwendige 
Maßnahmen werben. Dabei 
bitten wir Sie, sich einzu-
mischen und die Arbeit des 
BürgerKonvents auch künf-
tig aktiv zu unterstützen. 
 

Mit den besten Grüßen 
Ihr 
 

 
 
 
 
 
 

 
Thomas Grundmann 
(Sprecher des Vorstands) 

Liebe Freunde und Mitglie-
der des BürgerKonvents, 
 
sie verheißen nichts Gutes, 
die Zahlen, die uns dieser 
Tage von Bundesregierung 
und Expertengremien für 
2005 vorgelegt werden: 22 
Mrd. € Neuverschuldung, 
ein Wirtschaftswachstum 
von gerade mal 1,4 Prozent 
sowie 5 Millionen zu erwar-
tende Arbeitslose lassen 
allerorts die Alarmglocken 
schrillen. Nur nicht in Ber-
lin. Dort meint die Bundes-
regierung  ganz offensicht-
lich, es sich immer noch 
leisten zu können, jährlich 
über 3 Milliarden Euro zu 
verschenken. So geht aus 
dem jüngsten Bericht des 
Bundesrechnungshofes her-
vor, dass dem Bund durch 

Verschwendung und ver-
passte Mehreinnahmen ein-
malig mindestens 2,4 Milli-
arden Euro verloren gingen. 
Hinzu käme ein all-
jährliches Sparpotenzial von 
mehr als 800 Millionen Eu-
ro. Zahlen, die Dieter En-
gels, den Präsidenten des 
Rechnungshofes von einer 
„Schieflage“ des Bundes- 
Haushalts sprechen lassen, 
die „so extrem“ sei,  „dass 
es einem den Atem ver-
schlägt.“ Doch was ist zu 
tun? Wollen wir den An-
schluss in Europa nicht vol-
lends verlieren und unseren 
Kindern und Enkeln keinen 
irreparablen Scherbenhaufen 
hinterlassen, ist ein soforti-
ger und drastischer Sparkurs 
unumgänglich. Angefangen 
mit dieser Ausgabe des Bür-

Haushaltsschieflage verschlägt einem den Atem 

BK-Gründung 
Am 25. November wurde in 
Leipzig der Grundstein für 
den dritten örtlichen Bürger-
Konvent in Sachsen gelegt. 
Im Hotel Amadeo trafen 
sich dabei das örtliche Ko-
ordinatorenteam um Herrn 
Dr. Michael Faude sowie 15 
weitere engagierte Bürger, 
um  Aufgabenschwerpunkte 
zu definieren und mit den 
Vorbereitungen für die offi-
zielle Gründungsveranstal-
tung im Januar 2005 zu be-
ginnen. Alle Mitglieder und 
interessierten Bürger sind 
vom BK Leipzig herzlich 
zur Teilnahme und zum 
aktiven Mitgestalten „von 
Beginn an“ eingeladen.  

Nach gut anderthalb Jahren 
im „Bonn-Center“ hat der 
BürgerKonvent Anfang des 
Monats das Büro-Hochhaus 
am Bundeskanzlerplatz ver-
lassen und seine Geschäft-
stelle an den Rand des weit-
aus zentraler gelegenen Hof-
gartens verlegt. Dort bildet 
der BK seit dem 6. Dezem-
ber eine Bürogemeinschaft 
mit  der Bonner Stiftung 
„Aktion Gemeinsinn“. Die 
neue Anschrift: 

BürgerKonvent e.V. 
Am Hofgarten 10 

53113 Bonn 
Die Kontaktdaten für Tele-
fon-, Fax– und e-Mail- blei-
ben unverändert. 

Ab sofort bietet der Bürger-
Konvent den Besuchern 
seiner Internetseiten einen  
themenspezifischen Nach-
richtenservice an. In Zusam-
menarbeit mit der Deut-
schen Presse Agentur (dpa) 
informiert der BK dabei 
tagesaktuell über die neues-
ten Entwicklungen in Sa-
chen (Reform-)Politik. In 
den kommenden Wochen 
soll der neue Service erwei-
tert werden und den Inter-
netnutzern dann die Mög-
lichkeit bieten, in ent-
sprechenden Foren direkt 
über die jeweiligen Themen 
zu diskutieren. 

www.buergerkonvent.de   
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BürgerKonvent im TV 
 
 
 

Prof. Dr. Meinhard Miegel, 
Sprecher des Bürger-Kon-
vents zu Gast im n-tv-
Reformmagazin „Wirtschaft 
und Politik“   
 

Thema:  
 

“Deutschland und die Re-
formen - aktueller Stand und 

Ausblick“  
 

Weiterer Diskussionsgast:  
 

Prof. Dr. Rudolf Hickel 
 
 

Dienstag, 21. Dezember 
15:35 Uhr und 19:35 Uhr 

in n-tv 

—————————————————— Kurznews —–——————–—————————–— 
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———————————————————————— Wir über uns -———————–—————————————————– 

Ein neues Koordinatoren-
team leitet seit dem 8. No-
vember die Geschicke des 
BürgerKonvent Düsseldorf. 
Für die Dauer von zunächst 
einem Jahr wurden die Leh-
rerin Brigitte Heimer, der 
Steuerberater Alexander 
Führer und der Unternehmer 
Günther Haberland von der 
örtlichen Mitgliederversam-
mlung in die Leitungsfunk-
tion gewählt. Heimer, Füh-

Neues Koordinatorenteam beim BK Düsseldorf 

rer und Haberland treten 
damit die  Nachfolge von 
Marie-Luise Neubert, Petra 
Rohe und Wolfgang Orth 
an, die für die Gründung des 
BürgerKonvent Düsseldorf 
sowie für den Aufbau der 
örtlichen Arbeitskreise ver-
antwortlich zeichneten. Der 
Vorstand des Bürger-
Konvent e.V. bedankt sich 
an dieser Stelle herzlich für 
die geleistete Aufbauarbeit.  

Bereits im Anschluss an ihre 
Wahl kündigten die neuen 
Koordinatoren die Durch-
führung einer großen Vor-
trags– und Diskussionsver-
anstaltung im Januar 2005 
an. Anlässlich seines ein-
jährigen Bestehens wird sich 
der BürgerKonvent Düssel-
dorf dabei noch einmal den 
Bürgerinnen und Bürgern 
der Landeshauptstadt vor-
stellen und für eine aktive 
Mitarbeit werben. Nähere 
Informationen zu der ge-
planten Veranstaltung erhal-
ten Sie in Kürze auf den 
BK-Internetseiten unter 
www.buergerkonvent.de. 
Selbstverständlich sind inte-
ressierte Bürgerinnen und 
Bürger schon jetzt herzlich 
eingeladen, im BK Düssel-
dorf und seinen Arbeits-
kreisen „Bildungreform“, 
„Reform der Sozialen Siche-
rungssysteme“,  „Staatsfi-
nanzen“ und „Wirtschaft /
Arbeitsmarkt“  mitzuwirken.  

v.l.n.r.: Alexander Führer, Brigitte Heimer, Günther Haberland 

Thema des Monats 
Ab Januar 2005 benennt der 
BürgerKonvent sechs mal 
jährlich ein so genanntes 
„Thema des Monats“, das er  
bundesweit in den Mittel-
punkt seiner Aktivitäten 
stellen wird. Mit Hilfe sei-
ner Projektgruppen sowie 
der insgesamt 16 örtlichen  
Konvente wird der BK dabei 
aktive Aufklärungsarbeit 
leisten, Umfragen durchfüh-
ren und die direkte Diskus-
sion mit politischen Ent-
scheidungsträgern suchen. 
Das erste Thema des Monats 
lautet: „Reformstau durch 
Blockadepolitik - braucht 
die Bundesrepublik mehr 
direkte Demokratie? Der 
BK lädt alle interessierten 
Bürgerinnen und Bürger 
dazu ein, sich an der Diskus-
sion und den Aktionen zum 
Thema des Monats zu betei-
ligen. Weitere Informatio-
nen hierzu erhalten Sie in 
Kürze auf den Internetseiten 
des BK. 

Die örtlichen BürgerKonvente und ihre Ansprechpartner 
BK Berlin Hans-Günther Lind berlin@buergerkonvent.de 

BK Bielefeld / OWL Martin Pohlmann bielefeld-owl@buergerkonvent.de 

BK Bonn Norbert Anhalt bonn@buergerkonvent.de 

BK Dresden Christoph Hille dresden@buergerkonvent.de 

BK Düsseldorf Alexander Führer duesseldorf@buergerkonvent.de 

BK Essen / Ruhr Ulrich Finck essen@buergerkonvent.de 

BK Frankfurt/M. Patrick v. Stauffenberg frankfurt@buergerkonvent.de 

BK Hamburg Ursula Hein-Boye hamburg@buergerkonvent.de 

BK Hannover Prof. Dr.  Gisela Fischer hannover@buergerkonvent.de 

BK Leipzig Dr. Michael Faude leipzig@buergerkonvent.de 

BK München Gabriele Jahn muenchen@buergerkonvent.de 

BK Nordhessen Dr. Thomas Raddatz nordhessen@buergerkonvent.de 

BK Rhein-Neckar Paul Bauser rhein-neckar@buergerkonvent.de 

BK Schleswig-Holstein Jürgen Geerz s-h@buergerkonvent.de 

BK Schwarzenberg Christian Becher schwarzenberg@buergerkonvent.de 

BK Stuttgart Claus-Dieter Müller-Hengstenberg stuttgart@buergerkonvent.de 
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    —————————————————————————   Kampagne  ———————–—————————————————— 

Es ist an der Zeit, dass wir 
aufhören, auf ein wie auch 
immer geartetes Wunder zu 
warten, das uns zurückbringt 
zu den "guten alten Zeiten", 
in denen staatliche Vergün-
stigungen und Versorgungs-
leistungen aller Art eine 
Selbstverständlichkeit wa-
ren. Dieses Wunder wird 
nicht geschehen. Zwar ist 
inzwischen eine überpar-
teiliche Reformpolitik in 
Gang gebracht worden, viele 
Institutionen erscheinen aber 
als völlig verkrustet, dienen 
sich nur noch selbst. Dass 
etwas geschehen muss – 
darin sind sich zwar die 
meisten unter uns einig. 
Doch was? Und wie? Zur 
Kasse soll immer nur der 
jeweils andere gebeten wer-
den. Veränderungen erfor-
dern immer Mut und Zuver-
sicht – vor allen Dingen 

dann,  wenn diese Ver-
änderungen schwerwiegend 
sind und voraussetzen, dass 
man zugunsten anderer ver-
zichtet und etwas tut, was 
man eigentlich nicht tun 
möchte. Wir, die Aktion Ge-
meinsinn und der Bürger-
Konvent, wollen Sie mit 
unserer gemeinsamen Kam-
pagne mit ganz konkreten 
Hinweisen und praktischen 
Beispielen zu eigenem Han-
deln ermutigen.  Unser Ziel 
ist eine tatsächlich funktio-
nierende Bürgergesellschaft. 
Eine Gesellschaft, in der 
jeder Einzelne mehr Verant-
wortung übernimmt – für 
sich und für das Gemein-
wohl.  Also: Springen Sie 
über Ihren Schatten, machen 
Sie mit. Es lohnt sich.. 
Weitere Informationen unter  
www.beweg-dich.info oder 

Tel.: 0700 / 239 343 42 

Beweg Dich - damit sich was bewegt! 

 
    —————————————————————————   Anzeige  ———————–—————————————————— 

 



 
 
 

Im Privatleben bemühen 
sich die meisten von uns, 
ohne größere Schulden über 
die Runden zu kommen. 
Nur ausnahmsweise, wie 
beim Erwerb eines Hauses 
oder Autos, nehmen wir 
einen Kredit auf, den wir 
möglichst schnell wieder 
tilgen.  Bund, Länder und 
Gemeinden verhalten sich 

anders. Seit Mitte der siebzi-
ger Jahre kennt der Schul-
dentrend nur eine Richtung: 
aufwärts. Das gilt selbst 
dann, wenn der gleichzeitig 
zunehmenden Wirtschafts-
kraft, dem Bruttoinlandspro-
dukt (BIP), Rechnung getra-
gen wird. Gemessen an die-
sem BIP lag die Schulden-
last des Staates 1970 erst bei 

Öffentlicher Wohlstand auf Pump — Staat muss Schulden abbauen 
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knapp 20 Prozent. Zehn 
Jahre später, 1980, lag sie 
bereits bei mehr als 30 Pro-
zent, 1990 bei weit über 40 
Prozent und 2000 bei genau 
60 Prozent. Mit 64 Prozent 
hat sie gegenwärtig ihren 
bisherigen Höchststand er-
reicht. Zwar finden im 
Schuldenanstieg seit 1990 
auch die Kosten der deut-

schen Wiedervereinigung 
ihren Niederschlag. Sie kön-
nen jedoch den Schulden-
berg von mittlerweile 1.340 
Milliarden Euro, das sind 
rund 16.000 Euro pro Kopf 
der Bevölkerung, nur zum 
kleineren Teil erklären. Die-
se Schulden lasten schwer 
auf uns. Würden jene 1.340 
Milliarden Euro wie eine 
sechsprozentige Hypothek 
mit 30-jähriger Laufzeit 
behandelt, müsste diese von 
uns jährlich mit rund 100 
Milliarden Euro oder täglich 
mit 275 Millionen Euro be-
dient werden. 
 
Mit einem Schuldenstand 
von 64 Prozent des BIP ver-
letzten wir Deutschen 
zugleich die in Maastricht 
vereinbarten Stabilitäts-
kriterien. Da ist es nur ein 
schwacher Trost, dass die 
anderen Mitgliedsländer der 
EU im Durchschnitt ebenso 
hoch verschuldet sind wie 
wir. Schwach ist der Trost 
nicht zuletzt deshalb, weil 
die anderen mittlerweile den 
Abstieg vom Schuldengipfel 
angetreten haben, während 
wir noch weiter aufsteigen.  
 
Der Grund: In Deutschland 
ist dem Staat das rechte Maß 
abhanden gekommen. Er 
wirtschaftet weithin ineffi-
zient, vor allem aber hat er 
zu viele Aufgaben an sich 
gezogen. Wir Bürger müs-
sen wieder mehr selbstver-
antwortlich regeln. Sonst 
werden uns die Abgaben 
erdrücken. Denn es stimmt, 
was aus berufenem Munde 
zu hören ist:  
 
 
Die Schulden von heute 
sind die Abgaben von mor-
gen. 
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„Staatsquote spiegelt Mentalität der Deutschen wider“ 
Interview mit Prof. Dr. Norbert Walter, Chef-Volkswirt der Deutschen Bank Gruppe 

BK: Die Staatsverschuldung 
steigt seit gut zehn Jahren 
massiv an. Die Neuver-
schuldung beschleunigt sich 
sogar, ausgeglichene Haus-
halte sind derzeit utopisch. 
Welche Auswirkungen wird 
dies auf die Bürger in zwan-
zig Jahren haben? 
 
Prof. Dr. Walter: Die 
Staatsverschuldung stellt nur 
den sichtbaren Teil des Eis-
berges dar. Der weit größere 
Teil, die so genannte impli-
zite Staatsverschuldung, 
schlummert – für die Öffen-
tlichkeit kaum sichtbar – in 
den sozialen Sicherungs-
systemen. In einer globali-
sierten Welt mit mobilen 
Produktionsfaktoren kann 
dieser Schuldenberg nur 
begrenzt über höhere Steu-
ern und Abgaben abge-
schmolzen werden. Sehr 
wahrscheinlich wird der 
Leistungskatalog des Staates 
erheblich ausgedünnt wer-
den.  
 
Das bedeutet im Klartext, 
dass die Bürger heute Bei-
träge an die Sozialver-
sicherung zahlen, für die sie 
in 20 Jahren keine adä-
quaten Gegenleistungen 
erhalten werden – die Ver-
zinsung wird negativ sein. 
Prinzipiell gäbe es auch die 
Möglichkeit, aus dem Schul-
dendilemma heraus zu 
wachsen. Für höhere 
Wachstumsraten ist aber 
eine entschlossene Reform-
politik nötig, die auch lieb-
gewordene Besitzstände 
beschneidet. Die Staatsver-
schuldung zwingt uns in 
jedem Fall zu Verzicht oder 
größerer Anstrengung, wir 
können nur noch wählen, ob 
wir dies lieber heute, oder 
lieber in der Zukunft tun 

BK: Bundesfinanzminister  
Hans Eichel hat den Bun-
deshaushalt und damit die 
Neuverschuldung zu verant-
worten. Die eigentlichen 
Ursachen liegen jedoch in 
anderen Ressorts. Welche 
Maßnahmen könnte Herr 
Eichel ergreifen, um einen 
ausgeglichenen Haushalt zu 
erreichen? 
 
Prof. Dr. Walter: Um einen 
ausgeglichenen Haushalt zu 
erreichen bleibt nur der Weg 
der Ausgabenkürzungen. 
Einnahmeerhöhungen durch 
Heraufsetzen der Steuer-
sätze sind in Deutschland 
ökonomisch unsinnig und 
unmöglich – so geschehen 
bei der Tabaksteuer. Ein 
Anstieg des Wirtschafts-
wachstums würde zu höhe-
ren Steuereinnahmen und 
weniger Transferzahlungen 
an Arbeitslose führen. Mehr 
Wachstum kann aber genau-
so wie ein höherer Bundes-
bankgewinn nicht beliebig 
vom Bundesfinanzminister 
herbeigeführt werden. 
 
Herr Eichel muss seine Kol-
legen im Kabinett zum Spa-
ren anhalten um Ausga-
benkürzungen zu erreichen. 
Die Streichung der Eigen-
heimzulage und der Pen-
dlerpauschale sind geeignete 
Mittel um das Haushalts-
defizit zu reduzieren. Die 
Abschaffung der Pendler-
pauschale ist zu befürwor-
ten. Es ist nicht einzusehen, 
warum die Entscheidung in 
der Stadt zu leben und hohe 
Mieten und Immobi-
lienpreisen zu bezahlen, mit 
einer höheren Steuer ver-
bunden ist, da Tagespendler 
bei ihrer Wohnortwahl und 
ihrem langen - ökologisch 
unerwünschten Arbeitsweg 

finanziell unterstützt wer-  
den. 
 
Das Kürzen der Ausgaben 
muss gezielt durchgeführt 
werden. Eine Vorgabe einer 
undifferenzierten, prozen-
tualen Beschränkung der 
Ausgaben ist nicht sinnvoll. 
Um die Effizienz der 
Staatsausgaben zu erhöhen 
sind Subventionskürzungen 
eine geeignete Maßnahme.  
 
Gezielte Subventionskür-
zungen für nicht wettbe-
werbsfähige Unternehmen 
stellen eine dauerhafte Lö-
sung zur Behebung des 
Haushaltsdefizits dar, ganz 
im Gegensatz zur Ver-
äußerung von Tafelsilber 
wie es derzeit geschieht. Der 
Verkauf von Forderungen 
des Bundes oder die Reali-
sierung von Privaterlösen 

sind keine nachhaltigen Lö-
sungen zur Sanierung der 
Staatsfinanzen. 
 
BK: Die enorme Staatsquote 
– sie liegt inklusive der Sozi-
alabgaben bei deutlich über 
fünfzig Prozent – ist nicht 
nur unter volkswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten be-
denklich. Was sagt die der-
zeitige Staatsquote über den 
Staat bzw. unsere Gesell-
schaft aus? 
 
Prof. Dr. Walter: Die 
Staatsquote spiegelt die 
Mentalität der Deutschen 
wider – nämlich das Verlan-
gen nach Sicherheit, sozia-
lem Ausgleich und nach 
staatlicher Versorgung.  
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Deutsche Bank Chef-Volkswirt Prof. Dr. Norbert Walter 
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Gleichzeitig bedeutet eine 
Staatsquote von rund 50 
Prozent, dass wir unser 
Wirtschaftssystem nicht 
mehr guten Gewissens als 
Marktwirtschaft bezeichnen 
können. Bedenkt man, dass 
zahlreiche Regulierungen 
wie der Kündigungsschutz 
oder das Ladenschlussgesetz 
– gar nicht in der Staats-
quote berücksichtigt wer-
den, wird das Bild noch 
ungünstiger. Der Deutsche 
vertraut offenbar der staatli-
chen Lösungsgewalt eher als 
dem Marktprinzip, das welt-
weit für die Beseitigung von 
Armut und für materiellen 
Wohlstand gesorgt hat. Mir 
macht aber Mut, dass die 
nachwachsenden Generatio-
nen offenbar mehr Verlan-
gen nach Freiheit, auch nach 
wirtschaftlicher Freiheit 
haben. Mittelfristig sehe ich 
deshalb eine sinkende 
Staatsquote. 
 
BK: Unabhängig davon, 
welche Partei regiert, wird 
Geld in großem Ausmaße 
verschwendet oder für frag-
würdige Zwecke wie bspw. 
Kohlesubventionen verwen-
det. Dieses Geld wird von 
Arbeitnehmern erwirt-
schaftet. Welche Möglich-
keiten sehen Sie für den 
Bürger, sich gegen die Ver-
schwendung von Steuergel-
dern zu wehren? 
 
Prof. Dr. Walter: Es wäre 
naiv zu glauben, dass sich 
alle Politiker jederzeit ge-
meinwohlorientiert verhal-
ten. Politiker verfolgen – 
wie alle anderen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlich-
en Akteure auch – eigene 

Interessen. Ein wichtiges 
Ziel von Politikern ist der 
Machtgewinn bzw. der 
Machterhalt. Um Wahlen zu 
gewinnen müssen aber die 
Interessen kleiner, gut orga-
nisierter Gruppen befriedigt 
werden. Es ist ein altes 
Spiel, diesen Gruppen deut-
lich spürbare Vorteile – z.B. 
Kohlesubventionen – zu 
verschaffen, die Kosten aber 
auf die große, anonyme 
Masse abzuwälzen. Daraus 
resultiert die so genannte 
Fiskalillusion, also der 
Glaube, die staatliche Wohl-
tat sei kostenlos. 
Dieses Spiel funktioniert 
umso besser, je weniger 
Vertrauen die Gesellschaft 
in die marktwirtschaftliche 
Koordination hat und je 
weniger Chancen derjenige, 
der das Spiel durchschaut, 
hat, sich dieser „Rent See-
king-Society“ zu entziehen. 
Die Politik kann die Rech-
nung aber nicht ohne die 
Globalisierung machen, 
denn der Druck von außen 
steigt.  
 
Wir erleben schon heute, 
dass sich alte Koalitionen 
auflösen, Vernunft greift um 
sich. Diese Entwicklung 
muss weitergehen. Es steht 
aber auch jedem Einzelnen 
frei, sich nicht reflexartig 
gegen jede Reform zu stel-
len, nur weil durch sie die 
eigenen Pfründe gefährdet 
werden. 
 
BK: Prof. Dr. Walter, wir 
bedanken uns für dieses 
Gespräch. 
 
(Das vollständige Interview 
ist ab sofort auch auf den In-
ternetseiten des BK unter 
www.buergerkonvent.de 
veröffentlicht.)  
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„Föderalismus zwischen 
Krankheit und Erkranktem“    
 
Von Ekkehard Kohrs 
 
BONN. Der Föderalismus 
ist ins Gerede gekommen. 
Nichts geht mehr, könnte 
man überspitzt sagen. Unter 
Vorsitz des bayerischen 
Ministerpräsidenten Ed-
mund Stoiber und des SPD-
Vorsitzenden Franz Münte-
fering berät eine Kommis-
sion zur Modernisierung der 
bundesstaatlichen Ordnung 
(Föderalismuskommission) 
in erster Linie über eine 
Entflechtung der Kompeten-
zen zwischen Bund und 
Ländern. Zwischen Bund 
und Ländern gibt es eine 
Vielzahl von finanziellen 
Verflechtungen, vermisch-
ten Verantwortungen und 
gemeinschaftlichen Aufga-
ben. Gestern Abend befasste 
sich auch der in Bonn ansäs-
sige „BürgerKonvent“ mit 
dieser Problematik. Im Uni-
versitätsclub referierte der 
emeritierte Bonner Professor 
für öffentliches Recht, Josef 
Isensee, über „Die Reform 
des Staates und der födera-
len Ordnung“. Der 67-
jährige Jurist und renno-
mierte Gutachter präsentier-
te seine Meinungen in einer 
teilweise launigen, aber 
ernst gemeinten Mischung 
aus Ironie und Sarkasmus. 
„Die selbst approbierten 
Ärzte der deutschen Politik 
sagen nicht, wer krank ist.“ 
Sei der Föderalismus krank 
oder kranke der Bundesstaat 
am Föderalismus? Schnell 
wurde klar, dass Isensee ein 
großer Befürworter des Fö-
deralismus ist. Der Profes-
sor: „Hände weg von der 
Länder-Neugliederung.“    

Ausführlich ging Isensee auf 
die drei wichtigsten Punkte 
ein: Kompetenzverteilung, 
Finanzausstattung, Länder-
Neugliederung. Die Födera-
lismskommission befasse 
sich aber nur mit der Kom-
petenzverteilung. Den Län-
dern blieben nur Restmate-
rien und auch die würden 
noch vom Bund wegen des-
sen Finanzhoheit über-
lagert. Der Referent eri-
nnerte daran, dass im Bun-
desrat nicht die Landtage 
das Sagen haben, sondern 
die Landesregierungen. Das 
sei eine Erniedrigung der 
Wahlkörperschaften. Es 
stimme auch nicht, dass der 
Bundesrat ein Blockadein-
strument gegen die Bundes-
regierung sei. Es liege am 
Bund, ob es dazu komme, 
weil er nur die Hände von 
Eingriffen in die Exekutive 
lassen müsse. Hart ging  
Isensee mit der Finanz-
ausstattung ins Gericht, 
sprach gar von einem 
„korrupten Föderalismus“. 
Er meinte jene Versuche der 
Regierung, sich die Zu-
stimmung einzelner Länder 
mit Geldzusagen zu erkau-
fen. Ein Argument für den 
Wegfall von Ländern sei 
neuerdings Europa. Isensee: 
„Wenn wir Europa aushal-
ten wollen, dann werden wir 
doch 16 Länder ertragen.“    

Weitere interessante Analysen von Prof. Dr. Walter finden 
Sie auch im Internet unter der Adresse 

www.norbert-walter.de 
Andere über uns 
Bonner Generalanzeiger vom 06.10.2004 

 



 
 
 
 
    

Vorbemerkung 
 
Die Position von Gesundheit 
hat sich  mit dem neu defi-
nierten Wertesystem  unse-
rer modernen Gesellschaft 
gewandelt. Sie ist nicht mehr 
nur  Ausdruck schicksalhaf-
ter Betroffenheit von Krank-
heit, sondern wird auch zur 
Folge einer kontinuierlichen 
durch gesundes Verhalten 
geprägten Lebensleistung. 
Dabei spielen individuelle 
Prioritäten der Lebensqua-
lität eine entscheidende Rol-
le, sodass Gesundheit  dem 
einzelnen Bürger entspre-
chend mehr oder weniger 
wert ist.  
 
Die lohnabhängige Beitrags-
finanzierung der GKV muss 
als nicht zukunftsfähig be-
trachtet werden. Medi-
zinische Innovationen  wer-
den – wie in der Vergan-
genheit – auch, ebenso wie 
eine mögliche Einkom-
mensschwäche der GKV 
durch wirtschaftliche Fak-
toren in der Zukunft zu Bei-
tragserhöhungen führen, will 
man die allgemeine Verfüg-
barkeit für die Bevölkerung 
aufrecht erhalten. Um diesen 
sich ständig wandelnden 
Bedingungen gerecht zu 
werden, sind strukturelle 
Änderungen erforderlich.   
 
Eine Reform unseres  Ge-
sundheitssicherungssystems 
sollte vor allem folgende 
Ziele verfolgen: 
 
1. Die Erhaltung unserer 
hochwertigen medizinischen 
Versorgung. 
 
2. Die Erhaltung eines soli-
darischen Elementes der 
Finanzierung zumindest in 
einem Kernbereich. 

3. Die Übertragung von 
mehr Eigenverantwortung 
auf den Bürger für seine 
Gesunderhaltung und die 
Absicherung seiner Ge-
sundheitsrisiken. 
 
Grundzüge der Reform 
 
1. Beschränkung der GKV 
auf eine Grundsicherung 
zur Abwendung lebensbe-
drohlicher Gesundheitsstö-
rungen und Erkrankungen 
mit der Wahrscheinlichkeit 
von Folgeschäden im Nicht-
behandlungsfall. 
 
2. Einbeziehung aller Bür-
ger einschließlich der Be-
amten und Selbständigen in 
die Grundversorgung und 
ihre Finanzierung. 
 
3. Die staatliche Fürsorge-
pflicht beschränkt sich auf 
die Sicherstellung der Maß-
nahmen, für deren Ge-
währleistung der  Einzelne 
nicht aufkommen kann wie 
bevölkerungsmedizinische 
S icherhei t smaßnahmen 
(z.B. Emissions- und Lärm-
schutz, Wasser- und Le-
bensmittelreinheit) sowie 
auf bestimmte Spezialpro-
gra mme (bspw.  zur 
Sch wa n ge ren fü r so r ge ,  
Suchterkrankungen). 
 
4. Die Finanzierung dieser 
GKV-Basisversorgung er-
folgt einkommensbezogen 
durch einen einheitlichen 
prozentualen Anteil am 
jeweiligen Einkommen aller 
Bürger verbunden mit dem 
kompletten Fortfall der bis-
her als Lohnnebenkosten 
vom Einkommen abgezoge-
nen Krankenkassenbeiträge.  
Damit ist gewährleistet, 
dass die Allgemeinlasten 
gerechter verteilt werden als 

müssen vom Verursacher 
getragen werden (z.B. im 
Haftpflichtbereich: ohne 
Gurt oder mit Alkohol am 
Steuer kein Versiche-
rungsschutz. Wer eine 
Schlägerei anfängt, muss 
die Wundversorgung be-
zahlen, wer Ski fährt, sollte 
seine Kreuzbänder ver-
sichern und eine private 
Haftpflicht besitzen.) 
 
7. Alle Patienten erhalten 
eine Auflistung der Leistun-
gen und Kosten ihrer in 
Anspruch genommenen 
Leistungen in der GKV und 
Rechnungen   über die  pri-
vat versicherten  Zusatzleis-
tungen. Die Zahlungsmoda-
litäten hierfür können unter 
den Beteiligten frei verein-
bart werden. 
 
8. Die Pflegeversicherung 
hat sich weder inhaltlich 
noch finanztechnisch als 
eigenständiger Zweig der 
Sozialversicherung bewährt 
und sollte nach einer ver-
fassungsrechtlich unbe-
denklichen  Übergangszeit 
in das vorgeschlagene neue 
System der GKV einge-
gliedert werden.   
 
Übereinstimmend damit, 
dass die GKV nur für die 
medizinische Basisver-
sorgung zuständig ist,  kann 
sie auch nur eine  Basispfle-
ge übernehmen. Zusätzlich 
können weitere Pflegeleis-
tungen über private Anbie-
ter abgesichert werden. 
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Ausgabe 14 

über die Lohnnebenkosten. 
Die Höhe des  Beitrages ist 
so zu bemessen, dass das 
Gesamtaufkommen jeweils 
zur Deckung der Gesamt-
aufwendungen der GKV 
ausreicht, und ist ggf. jähr-
lich diesem Aufwand anzu-
passen. Steigende Ausgaben 
sind dabei entweder durch 
eine Erhöhung des  Beitrags 
oder durch Begrenzung der  
Leistungen auszugleichen. 
 
5. Errichtung möglichst 
einer einzigen zentralen 
Krankenkasse, z. B. in Ver-
bindung mit der BfA, die 
den  einkommensbasierten 
Gesamtetat verwaltet und 
die Kosten mit allen Leis-
tungserbringern direkt ab-
rechnet. Die bisherigen 
zahlreichen gesetzlichen 
Krankenkassen sind dann 
überflüssig.   
 
6. Verweisung aller über die 
Grundversorgung hinaus-
gehenden Leistungen auf 
freiwillige private Zusatz-
versicherungen und damit 
Stärkung der Eigenverant-
wortung der Versicherten 
für eine ausreichende Ge-
sundheitsvorsorge. Damit 
kann jeder, der daran inte-
ressiert ist, auf eigene Kos-
ten entsprechend seinen 
Bedürfnissen und indivi-
duellen Risiken eine weiter-
gehende medizinische Ver-
sorgung in Einzelverträgen 
privat absichern.  
 
Die tarifliche Ausgestaltung 
der Verträge kann dem 
Markt überlassen werden. 
Gleichwohl  sind strenge 
Qualitätsregeln von den 
Kassen einzuhalten und 
nachzuweisen. Behand-
lungskosten, die einer defi-
nierbaren Ursache folgen, 

Streitthema Gesundheitsreform 
Eine Diskussionsgrundlage der Projektgruppe Gesundheit des BürgerKonvents 

Seite 7 
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Vorteile der vorgeschla-
genen Strukturreform 
 
1. Verwirklichung des Prin-
zips, dass   die   eigene  Ge-
sundheit und deren Absiche-
rung  weitgehend,  d.h.  ins-
besondere hinsichtlich der 
selbst beeinflussbaren 
Krankheiten  in die  indivi-
duelle  Verantwortung über-
geht. 
 
2. Entlastung der Arbeits-
kosten durch kompletten 
Fortfall der bisher vom Ar-
beitgeber abzuführenden 
Krankenkassenbeiträge. 
 
3. Verstärkung des soli-
darischen Elementes der 
Finanzierung der auf die 
Grundver sorgung be -
schränkten GKV durch die 
sozial gerechtere Erfassung 
aller  Bürger mit ihren ge-
samten Einkommen nach 
Maßgabe ihrer Leistungs-
fähigkeit. Dafür Anspruch 
aller Bürger auf die Leistun-
gen der GKV. Die damit 
verbundene Einbeziehung 
auch der Beamten ermög-
licht einen Einstieg in die 
Abschaffung der nicht mehr 
ze i t gemä ße n  Sonder -
stellung der Beamten bei der 
Gesundheitsvorsorge. 
Entlastung der Geringver-
dienenden durch Fortfall des 
Lohnabzugs der Kassen-
beiträge und dadurch freie 
Mittel für sie zum Abschluss 

von Zusatzversicherungen. 
Stärker belastet werden nur 
die Besserverdienenden, bei 
denen der neue  einkom-
mensbezogene Beitrag den 
bisherigen vom Lohn abge-
zogenen Kassenbeitrag ü-
bersteigen kann. 
 
4. Anpassungsfähigkeit des 
Systems hinsichtlich wech-
selhaften Versorgungs-
bedarfs und wechselhafter 
GKV- Einnahmen durch die  
Flexibilität der privaten in-
dividuellen Zusatzversi-
cherung. 
 
5. Steigerung von Trans-
parenz des Kosten- und 
Leistungsgefüges und von 
Gesundheitswissen in der 
Bevölkerung. 
 
6. Entlastung der Staats-
finanzen, denn Beitragser-
stattungen für Geringver-
dienende aus allgemeinen 
Steuermitteln sind nicht 
erforderlich, da alle Bürger, 
die über kein steuerpflich-
tiges Einkommen verfügen, 
automatisch beitragsfrei in 
der GKV versichert sind.   
 
7. Verwaltungsvereinfa-
chung: Die Vielzahl unter-
schiedlicher gesetzlicher 
Krankenkassen kann ent-
fallen und damit auch der 
umstrittene Risikostruk-
turausgleich.  Dadurch kön-
nen vermutlich hohe Sum-
men an Verwaltungskosten 
eingespart werden.  

8. Zukunftssicherheit: Das 
vorgeschlagene neue System 
ist auch im Falle einer wei-
ter ungünstigen demo-
graphischen Entwicklung, 
steigender Arbeitslosigkeit 
oder einer weiteren Verteue-
rung der Gesundheitskosten 
zukunftssicher. Es bedarf 
keiner ständigen Nach-
besserung der Reform als 
solcher.  Entsprechende Ent-
scheidungen erfordern und 
fördern zugleich eine trans-
parente gesellschaftliche 
Diskussion. Durch die vari-
ablen Möglichkeiten der 
privaten Zusatzversiche-
rungen können Einschrän-
kungen des Leistungskata-
logs der GKV andererseits 
aufgefangen werden. Die 
wissenschaftliche und wirt-
s c ha f t l i c he  E n t wi c k-
lungsfähigkeit des Gesund-
heitswesens bleibt erhalten. 
 
Weitere Perspektive 
 
Die BK-Projektgruppe Ge-
sundheit betrachtet ihre Tä-
tigkeit als einen konti-
nuierlichen Prozess. Die 
vorliegenden Thesen bilden 
einen ersten der derzeitigen 
Situation in der Gesellschaft 
und der Gesundheitspolitik 
angemessenen Schritt in 
Richtung Reform. Weitere 
Ideen zur Ausgestaltung 
liegen vor und werden mit 
dem Fortschreiten der Ar-
be i t  und  den  s i c h  
ändernden Verhältnissen  
berücksichtigt. 
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Der BürgerKonvent e.V. 
 

Am 24. März 2003 wurde der BürgerKonvent e.V. gegründet. Er ist überparteilich, unabhängig und 
gemeinnützig. Der BürgerKonvent e.V. hat den satzungsgemäßen Auftrag, an der politischen Willens-
bildung der Bevölkerung durch staatsbürgerliche Bildung sowie die Verbesserung der Zukunftsfähig-
keit der Gesellschaft in Deutschland und Europa mitzuwirken. Insbesondere hat er 
 
- eine freiheitliche, den Grundsätzen der sozialen Marktwirtschaft verpflichtete Politik vorzubereiten          
und zu begleiten,  
- Konzepte zu entwickeln, die die Zukunftsfähigkeit Deutschlands und Europas verbessern,  
- die Bevölkerung durch die Verbreitung der entwickelten Konzepte aufzuklären und zu bilden. 
 
Der BürgerKonvent e.V. verfolgt keine politischen Zwecke im Sinne der einseitigen Beeinflussung der 
politischen Meinungsbildung oder der Förderung politischer Parteien. Er ist selbstlos tätig und verfolgt 
keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. 


